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1 Veranlassung 

Die Gemeinde Nettersheim beabsichtigt die 9. Änderung des Bebauungsplans G 14 Teil-
bereich „Boesten“ im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB durchzuführen. Dazu 
werden ein Artenschutzbeitrag (RASKIN 2021A) und eine Kurzform des landschaftspflegeri-
schen Begleitplans (RASKIN 2021B) erstellt. Zusätzlich ist eine Vorprüfung des Einzelfalles 
nach §13a BauGB erforderlich. 

Die Gemeinde Nettersheim (Frau Bökenbrink) hat die raskin Umweltplanung und Umwelt-
beratung GbR am 01. Juni 2021 mit der Erstellung dieser Vorprüfung des Einzelfalls be-
auftragt. 

 

2 Gesetzliche Grundlagen 

Nach §13a BauGB (BMJV, 2020) kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, der Nachverdichtung oder anderer Maßnahmen der Innenentwicklung (Be-
bauungsplan der Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, wenn  

‚in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung 
oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt  
1. weniger als 20 000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, 

die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt 
werden, mitzurechnen sind, oder 

2. 20 000 Quadratmetern bis weniger als 70 000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer 
überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes ge-
nannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussicht-
lich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der 
Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des Einzelfalls); die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung be-
rührt werden können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen  

Für das etwa 2,2 ha große B-Plangebiet müssen die in Anlage 2 BauGB genannten Krite-
rien überschlägig geprüft und dokumentiert werden. Zudem wird eine Einschätzung zu den 
mit der Planung einhergehenden Umweltauswirkungen insbesondere in Hinblick auf erheb-
lich nachteilige Umweltauswirkungen vorgenommen. Dabei ist zu berücksichtigen, inwie-
weit Umweltauswirkungen durch die vorgesehenen Vermeidungs- und Verminderungs-
maßnahmen ausgeschlossen werden. 

Als weitere rechtliche und planerische Grundlagen der Ziele des Umweltschutzes wurden 
die folgenden wichtigsten Fachgesetze und Fachpläne zugrunde gelegt:  

 Nach dem Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Boden und Grundwasser vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen. Aus Satz 2 des § 1a „Ergänzende Vor-
schriften zum Umweltschutz“ des BauGB leitet sich das Erfordernis einer sparsamen 
Versiegelung ab.  

 Landeswassergesetz (LWG) und Wasserhaushaltsgesetz (WHG):   
Das Grundwasser ist als Bestandteil des Naturhaushaltes und als nutzbares Gut zu 
schützen. Durch mit Bebauung einhergehende Versiegelung sowie die Notwendigkeit 
der Niederschlagswasserbeseitigung und Abwasserbeseitigung werden Belange der 
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genannten Gesetze berührt. Zur Niederschlagswasserbeseitigung ist § 44 Abs. 1 LWG 
maßgeblich. Hier besteht Bezug zu § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG). Nach § 46 Abs. 1 LWG erfolgt die Abwasserbeseitigung durch die Gemeinde. 
Dabei gelten die Grundsätze der Abwasserbeseitigung nach § 56 WHG.  

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Landesnaturschutzgesetz NRW 
(LNatSchG NW):   
Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage 
des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich zu schützen. 

 Denkmalschutzgesetz (Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande 
Nordrhein-Westfalen - DSchG):   
Nach §1 sind Denkmäler zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissenschaft-
lich zu erforschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des Zumutbaren zugänglich 
gemacht werden.  

 

3 Merkmale des Vorhabens 

3.1 Ausmaß, in dem der Bebauungsplan einen Rahmen im Sinne des § 35 Absatz 3 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung setzt1  

Das ca. 22.000 m² große B-Plangebiet liegt im Südwesten der Ortslage Nettersheim. Es 
wird derzeit noch überwiegend ackerbaulich genutzt. Im Ursprungs-Bebauungsplan G 14 
aus dem Jahr 2001 ist der gesamte Änderungsbereich als „Fläche für die Landwirtschaft“ 
festgesetzt. Im Umfeld wurden bereits Neubaugebiete ausgewiesen, die z.T. bereits um-
gesetzt, z.T. noch im Bau sind (Abb. 1). Am östlichen und südlichen Rand des Plangebie-
tes schließt sich die bestehende Bebauung von Nettersheim an. 

 
1 §35, Absatz 3 UVPG: ‚Pläne und Programme setzen einen Rahmen für die Entscheidung über 

die Zulässigkeit von Vorhaben, wenn sie Festlegungen mit Bedeutung für spätere Zulassungs-
entscheidungen, insbesondere zum Bedarf, zur Größe, zum Standort, zur Beschaffenheit, zu 
Betriebsbedingungen von Vorhaben oder zur Inanspruchnahme von Ressourcen, enthalten‘ 
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Abb. 1: Lage des Plangebietes im Raum 

Der Bebauungsplan sieht auf rund 18.000 m2 die Entwicklung eines Allgemeinen Wohnge-
bietes“ (WA) mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 mit möglicher Überschreitung auf 
0,6 vor. Die maximale Anzahl der Vollgeschosse beträgt 2, zulässig sind ausschließlich 
Einzelhäuser in offener Bauweise, auch werden maximale Gebäudehöhen festgesetzt. Im 
WA werden reine „Steingärten“ ausgeschlossen und es werden Vorgaben zur Anlage von 
Grünstreifen in den Gärten festgesetzt. Zur südlich angrenzenden Bahnhofstraße ist ein 
5 m breiter Gehölzstreifen vorgesehen. Eine weitere kleine Grünfläche ist weiter nördlich 
vorgesehen. Die Grünflächen umfassen insgesamt rund 1.000 m2.  

Das Gebiet wird über Straßenverkehrsflächen erschlossen (rund 2.500 m2). 

Mit dem angrenzenden Bebauungsplan „Brotkiste“ gibt es im Westen zwei kleine Über-
schneidungsbereiche. Durch die 9. Änderung des Bebauungsplans G 14 wird im Westen 
des Änderungsbereiches eine zusätzliche Erschließungsstraße und die Rücknahme einer 
privaten Grünfläche vorgenommen, im Norden wird eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung (Wirtschaftsweg) in eine öffentliche Verkehrsfläche umgewandelt (s. 
Abb. 2).  
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Abb. 2: Planzeichnung des Bebauungsplans (Auszug)  
(Entwurf, Stand Vorabzug 11.05.2021, GOTTHARDT & KNIPPER  
INGENIEURGESELLSCHAFT MBH). 

Insgesamt ist eine Neuversiegelung von rund 13.500 m2 möglich. 

Durch Hinweise zum Bodenschutz sollen unnötige Bodenschäden in der Bauphase ver-
mieden werden. Sollten Anhaltspunkte für schädliche Bodenverunreinigungen bestehen, 
ist der Boden vom Bauherrn vor Einbau in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbe-
hörde untersuchen zu lassen. Weiterhin erfolgen Empfehlungen zur Nutzung von Nieder-
schlagswasser und zur Nutzung heimischer Baumaterialien (s.u.). 

Durch eine zeitliche Begrenzung der Baufeldfreimachung werden artenschutzrechtliche 
Konflikte ausgeschlossen (RASKIN, 2021A). 

3.2 Ausmaß, in dem der Bebauungsplan andere Pläne und Programme beeinflusst 

Im Regionalplan wird für das Plangebiet ein allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt (Be-
zirksregierung Köln 2019) und laut Landschaftsplan fällt das Plangebiet in den Innenbe-
reich (Kreis Euskirchen 2004). Im Flächennutzungsplan der Stadt Nettersheim (Gemeinde 
Nettersheim 2019) ist der Bereich als ‚Flächen für die Landwirtschaft‘ ausgewiesen. Zur 
Realisierung der vorgesehenen Planung wird der Flächennutzungsplan nachrichtlich an-
gepasst. Es erfolgen kleine Änderungen innerhalb des Geltungsbereiches des westlich 
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angrenzenden Bebauungsplanteilbereichs ‚Brotkiste‘, diese werden in der Eingriffs-/ Aus-
gleichs-Bilanz der 9. Änderung berücksichtigt. 

3.3 Bedeutung des Bebauungsplans für die Einbeziehung umweltbezogener, einschließ-
lich gesundheitsbezogener Erwägungen, insbesondere im Hinblick auf die Förde-
rung der Nachhaltigkeit 

Der Bebauungsplan berücksichtigt die Belange des Artenschutzes. Zum Bodenschutz er-
folgt ein Hinweis für die Bauphase. Mit dem Ausschluss von Steingärten sowie Pflanzvor-
schriften für Teile der Privatgärten wird eine übermäßige Verödung der Gartenbereiche 
vermieden. Zur Entlastung der Kanalisation durch starken Oberflächenabfluss und zur Ver-
ringerung der nachfolgenden Gewässerbelastung wird empfohlen, bei den jeweiligen Bau-
vorhaben Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung und -nutzung (z. B. Anlage von 
Gründächern, Sammlung von Niederschlagswasser zur Bewässerung) vorzusehen. Zu-
dem wird empfohlen, heimische und nachwachsende bzw. möglichst recyclefähige bzw. 
ortstypische Baumaterialien zu verwenden. 

3.4 Für den Bebauungsplan relevante umweltbezogene, einschließlich gesundheitsbe-
zogener Probleme 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Un-
tergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen, Karte 
zu DIN 4149 Juni 2006, in der Erdbebenzone 1 mit der Untergrundklasse R (Gebiete mit 
felsartigem Untergrund). Die in der DIN EN 1998-1/NA:2011-01 genannten bautechnischen 
Maßnahmen werden berücksichtigt (C+ K GOTTHARDT + KNIPPER INGENIEURGESELLSCHAFT 

MBH 2021). Über Altlasten sowie schädliche Bodenveränderungen bzw. entsprechender 
Verdachtsflächen liegen für das Plangebiet keine Informationen vor. Der Bebauungsplan 
enthält Hinweise zum Umgang mit ggf. auftretenden Anhaltspunkten für Bodenverunreini-
gungen sowie zur Vermeidung von Bodenverunreinigungen durch Bodeneinbau. 

Eine Zunahme von Verkehrsgeräuschen und Abgasen im wohngebietstypischen Umfang 
durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen sind zu erwarten, aber unvermeidlich. 

3.5 Bedeutung des Bebauungsplans für die Durchführung nationaler und europäischer 
Umweltvorschriften 

Zur Berücksichtigung der Vorschriften zum besonderen Artenschutz nach dem Bundesna-
turschutzgesetz wurde der artenschutzrechtliche Fachbeitrag zur Artenschutzprüfung 
(ASP) erstellt (RASKIN 2021A). Es wurde geprüft, ob artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände bei Realisierung des Vorhabens eintreten können. Der Fachbeitrag kommt zu dem 
Ergebnis, dass unter Beachtung eines Zeitfensters für die Baufeldräumung sich arten-
schutzrechtliche Konflikte nach § 44 I BNatSchG bei Realisierung des Vorhabens aus-
schließen lassen. Schutzgebiete nach BNatSchG liegen nicht im Wirkungsbereich des B-
Plans (s. Kap. 4.6.). 

Es ergibt sich daher keine Bedeutung für nationale und europäische Umweltvorschriften. 
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4 Möglichen Auswirkungen und voraussichtlich betroffene Gebiete 

4.1 Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen 

Der Schwerpunkt der Auswirkungen liegt im Plangebiet auf den zusätzlichen Bodenver-
siegelungen im Vergleich zur ursprünglich festgesetzten landwirtschaftlichen Nutzung in 
diesem Bereich. 
Infolge der Realisierung der Planung werden landwirtschaftlich genutzte Böden teilweise 
versiegelt sowie durch anderweitige bauliche Eingriffe verändert. Diese Versiegelung und 
Teilversiegelung von Böden geht mit einem Verlust bzw. einer Einschränkung der natürli-
chen Bodenfunktionen einschließlich der Grundwasserneubildung einher. Die im Plange-
biet vorkommenden typischen Braunerden sind im Umfeld ein verbreiteter Bodentyp. Sie 
sind in der „Karte der schutzwürdigen Böden“ (GD NRW 2021) nicht bewertet, so dass eine 
Betroffenheit schutzwürdiger Böden nicht gegeben ist. Da die Böden als ungeeignet zur 
Versickerung gelten, haben sie keine ausgeprägte Grundwasserneubildungsfunktion. 

Der Aspekt der Versiegelung sowie die im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen werden 
im LFB (RASKIN 2021B) betrachtet und der Eingriff bilanziert. Die das Plangebiet weitge-
hend einnehmende intensiv genutzte Ackerfläche ist von mäßiger Wertigkeit für die biolo-
gische Vielfalt. 

Nach § 44 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von Grundstücken, 
die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation 
angeschlossen werden, nach Maßgabe des § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) zu beseitigen. Nach diesem soll „Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrie-
selt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 
Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen“. Abwasser ist 
„so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird.“ Die Entwäs-
serung des B-Plangebietes erfolgt über die Kanalisation. Der Plan enthält die Empfehlung, 
bei den jeweiligen Bauvorhaben Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung und -
nutzung vorzusehen (GOTTHARDT & KNIPPER INGENIEURGESELLSCHAFT MBH 2021). 

Durch die geplante offene Bauweise und die vorgesehene Durchgrünung sind im Plange-
biet keine erheblichen lokalklimatischen Auswirkungen zu erwarten.  

Da das Ortsbild des Umfeldes nicht von dörflichen, sondern ausschließlich von neueren 
Wohnsiedlungsstrukturen, Sportplatz und Schule geprägt ist, wird das Orts- bzw. Land-
schaftsbild durch die vorgesehene, an das bauliche Umfeld angepasste zusätzliche Be-
bauung nicht in erheblicher Weise nachteilig verändert. Für die Naherholung gehen durch 
die Bebauung keine besonderen Qualitäten verloren.  

4.2 Kumulativer und grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen 

Da die belgische Grenze über 20 km entfernt liegt, kann eine grenzüberschreitende Wir-
kung ausgeschlossen werden. 

Durch die Entwicklung der Bereiche 'Auf Graben', 'Auf Graben II' und 'Brotkiste' wird durch 
das Plangebiet der Siedlungsrand von Nettersheim nach Südwesten geschlossen (Abb. 1). 
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Kumulativ ergibt sich mit den umliegenden Bebauungsplänen ein Zuwachs an Siedlungs-
fläche von rund 16Hier kann z.B. eine kumulative Wirkung des Verkehrsaufkommens nicht 
ausgeschlossen werden. Eine erhebliche Belastungssituation ist allerdings auch kumulativ 
nicht zu erwarten.  

4.3 Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit (zum 
Beispiel bei Unfällen) 

Während der Umsetzung von Bauvorhaben besteht generell ein Unfallrisiko. Durch den 
Einsatz fachkundiger Betriebe und der Einhaltung der Baustellenverordnung (BaustellV) ist 
das Unfallrisiko beim Bau jedoch sehr gering. Beim Auffinden von Bombenblindgän-
gern/Kampfmitteln während der Erd-Bauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten 
sofort einzustellen und die zuständigen Behörden zu verständigen.  

4.4 Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen 

Der Umfang und die räumliche Ausdehnung des Plangebietes wurden in Kap. 1.1 beschrie-
ben. Die Auswirkungen bleiben bis auf die Verkehrs- und eine gewisse Geräuschentwick-
lung überwiegend auf dieses Gebiet beschränkt. 

4.5 Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf 
Grund der besonderen natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der Inten-
sität der Bodennutzung des Gebiets jeweils unter Berücksichtigung der Über-
schreitung von Umweltqualitätsnormen und Grenzwerten 

Eine Überschreitung von Umweltqualitätsnormen bzw. Grenzwerten durch die Planungen 
des Bebauungsplans sind nicht zu erwarten. 
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4.6 Schutzgebiete 

Zur Darstellung der Belastbarkeit der Schutzgebiete stammen die Informationen, soweit 
nicht anders angegeben ist, aus einer Abfrage des WebMapService (WMS) LINFOS-NRW 
des LANUV vom 08.06.2021 (Abb. 3). 

Abb. 3: Schutzgebiete im Umfeld des Plangebietes  
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4.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutz-
gesetzes 

Das nächstliegende FFH-Gebiet DE-5405-302 ‚Hänge an Urft und Gillesbach‘ hat eine öst-
liche Entfernung von ca. 400 m (Abb. 3). Dazwischen liegen jedoch flächendeckend Sied-
lungsgebiete des Innenbereichs, so dass aufgrund der Vorbelastung keine relevanten Wir-
kungen über diese Distanz zu erwarten sind. Vogelschutzgebiete haben eine Entfernung 
von über 10 km. 

4.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Naturschutzgebiete sind nicht betroffen (Abb. 3). 

4.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Ein Nationalpark ist vom Vorhaben nicht betroffen. 

4.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 
26 des Bundesnaturschutzgesetzes 

Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete sind vom Vorhaben nicht betroffen. 
Das nächstgelegene LSG 'LSG-Hochfläche der Sötenicher Kalkmulde westlich und südlich 
Nettersheim (LSG 5405-0004) grenzt südwestlich jedoch unmittelbar an das Plangebiet 
(Abb. 3).  

4.6.5 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß den § 30 des Bundesnaturschutzge-
setzes 

Gesetzlich geschützte Biotope sind vom Vorhaben nicht betroffen. Der nächste geschützte 
Biotop ist eine Magerweide mit einer südlichen Entfernung von ca. 250 m (Abb. 3). 

4.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquel-
lenschutzgebiete gemäß§ 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie 
Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes 

Wasserschutz-, Heilquellenschutz oder Überschwemmungsgebiete sind von dem Vorha-
ben nicht betroffen (LANUV 2021B). 

4.6.7 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten 
Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind 

Entsprechende Gebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
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4.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne 
des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes 

Das Plangebiet liegt innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches der Gemeinde Net-
tersheim. Auswirkungen auf andere Zentrale Orte oder Siedlungsschwerpunkte sind 
durch die Planung nicht zu erwarten. 

4.6.9 In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensem-
bles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimm-
ten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften 
eingestuft worden sind 

Das B-Plangebiet liegt innerhalb des landesbedeutsamen Kulturlandschaftsbereiches 
‚Nordeifel – Römische Straße Köln-Trier‘ (Kreis Euskirchen 2014). Im Raum typischerweise 
vorkommende Ackerterrassen, die als besondere kulturhistorische Landschaftsformen an-
zusehen sind, sind im Plangebiet nicht vorhanden (KREIS EUSKIRCHEN 2021). Bedeutende 
Sachgüter sind nicht vorhanden. 

Erkenntnisse über das Vorliegen von Denkmalen oder Bodendenkmälern liegen nicht vor. 
In diesem Zusammenhang wird daraufhin gewiesen, dass beim Auftreten archäologischer 
Bodenfunde und Befunde die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das LVR Amt 
für Bodendenkmalpflege im Rheinland zu informieren ist. Bodendenkmal und Fundstelle 
sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes für Boden-
denkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.  
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5 Überschlägige Bewertung des Vorhabens 

Kriterium nach 
Anlage 2 (zu §13a 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 2)

Kurzbeschreibung  
(vgl. Kap. 3 und Kap. 4) 

Bewertung Empfind-
lichkeit 

1.1 Ausmaß, Größe – Eingriffe werden im 
LFB bilanziert  

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
 nicht empfindlich 

1.2 Beeinflussung anderer Pläne – FNP 
wird nachrichtlich angepasst 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich

1.3 Umweltbezogener Erwägungen, nach-
haltige Entwicklung - Berücksichtigung 
von Vermeidungs-, Verminderungs- 
und Gestaltungsmaßnahmen ist erfor-
derlich 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
 nicht empfindlich 

1.4 Umweltbezogene und gesundheitsbe-
zogene Probleme -Empfindlichkeit nur 
bei Erdbeben oder schädlichen Boden-
veränderungen

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
 nicht empfindlich 

1.5 Nationale und europäische Umweltvor-
schriften – sind bei Beachtung eines 
Zeitfensters für die Baufeldräumung 
nicht betroffen

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
 nicht empfindlich 

2.1 Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit 
von Auswirkungen – Unter Berücksich-
tigung von Vermeidungs-, Verminde-
rungs- und Gestaltungsmaßnahmen 
unvermeidbar und nicht erheblich

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
 nicht empfindlich 

2.2 Kumulative und grenzüberschreitende 
Auswirkungen 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich

2.3 Risiken für Umwelt, Unfälle  sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich

2.4 Umfang und Ausmaß von Auswirkun-
gen 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich

2.5 Bedeutung und Sensibilität des Gebie-
tes 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich

2.6 Schutzgebiete – Vorbehaltlich, dass 
keine Bodendenkmäler vorliegen 

 sehr empfindlich 
 bedingt empfindlich
nicht empfindlich
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6 Fazit 

Mit der vorliegenden Prüfung nach §13a BauGB wird die Einschätzung erlangt, dass der 
Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach §2 
Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung über die bereits in die Planung eingeflossenen 
Festsetzungen zu berücksichtigen sind. 

 

Aachen, 18.06.2021 
 
 
 

 
Dipl.-Umweltwiss. Inge Ahlhelm Dipl.- Geogr. A. Wagenknecht 
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